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Abkürzungsverzeichnis

EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
SBFI Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation
ZGB Zivilgesetzbuch
AuG Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
Opération
Papyrus

Regularisierung von mehreren hundert Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern im illegalen Aufenthalt durch den Kanton Genf. Die im
Februar 2017 gestartete Operation endete im Dezember 2018.

CDIP Conférence suisse des directeurs cantonaux de l'instruction publique
SEFRI Secrétariat d'Etat à la formation, à la recherche et à l'innovation
CC Code civil
LEtr Loi fédérale sur les étrangers
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
Opération
Papyrus

Régularisation par le canton de Genève de plusieurs centaines de
personnes travailleuses en situation de séjour illégal. Lancée en février
2017, l'opération a pris fin en décembre 2018.
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Alarmé par l'opération papyrus de Genève, le groupe UDC, représenté par la députée
Amaudruz a lancé sa motion «autorisations de séjour accordées aux clandestins. La
pratique genevoise doit être suspendue». L'article 30 de la LEtr, qui permet de
déroger aux conditions d'admission, notamment dans des cas individuels d'extrême
gravité ou de risque d'exploitation dans l'exercice d'une activité lucrative, a selon
l'Union du Centre été interprété de manière trop libérale par les autorités genevoises.
Elle demande donc la suspension immédiate du projet papyrus et que cette pratique ne
soit pas appliquée dans d'autres cantons, au moins jusqu'à ce que le Parlement
examine l'initiative parlementaire «la clandestinité n'est pas un cas de rigueur», sur la
même thématique. 
La conseillère fédérale Sommaruga a défendu le projet papyrus, soulignant qu'il a
permis de régulariser près de 500 enfants et a eu pour conséquence une augmentation
des inscriptions et donc des cotisations aux assurances sociales. Elle a en outre rappelé
que le projet était limité à la fin de l'année 2018 et qu'il était de surcroît impossible
pour le Conseil fédéral d'interrompre un projet cantonal. Les députées et députés ont
penché de son côté, puisque la motion a été rejetée par tous les partis (125 voix, deux
abstentions PLR). Les 62 voix UDC n'ont pas été suffisantes. 1

MOTION
DATUM: 20.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Asylpolitik

Die dritte Asylgesetzrevision brachte für die Kantone kaum Neuerungen. Auf den im
Vernehmlassungsentwurf noch enthaltenen und sowohl von den Hilfswerken wie von
einer Mehrheit der Kantone befürworteten Systemwechsel von der erstinstanzlich
kantonalen zu einer reinen Bundesbefragung wurde schliesslich verzichtet, da sich der
DFW ausserstande sah, im Rahmen der personellen Möglichkeiten seines Amtes diese
Aufgabe zu übernehmen. In Form einer Kompetenznorm im neuen Asylgesetz setzte
sich im Gegenteil das bereits seit längerer Zeit von Genf propagierte Modell durch,
wonach der Kanton nicht nur die Erstbefragung durchführt, sondern auch den
Entscheid vorbereiten kann. Erste Abklärungen und Versuche in dieser Richtung
erfolgten ab Oktober. 

Auf Wunsch der Kantone wurde im neuen Asylgesetz eine Bestimmung eingeführt,
wonach der Bund inskünftig Unterkünfte erwerben oder vorfinanzieren kann, um so
einen Beitrag zur Entschärfung der immer schwieriger werdenden
Unterbringungssituation der Asylbewerber zu leisten. Doch derartige Gesten konnten
nicht verhindern, dass sich Ende Jahr die Zeichen des Unmuts aus den Kantone zu
häufen begannen. Im Zürcher Kantonsparlament gab der kantonale Fürsorgedirektor zu
verstehen, dass ihm das Zustandekommen einer Standesinitiative zur Kontingentierung
der jährlichen Einreisezahlen von Asylbewerbern nicht ungelegen käme. Und der
Freiburger Staatsrat forderte in einem Schreiben an den Bundesrat, Artikel 9 des
Asylgesetzes, welcher das Notrecht vorsieht, müsse endlich angewendet werden, da die
internationale Flüchtlingskonvention und das eidgenössische Asylgesetz keine
tauglichen Instrumente mehr seien, um den heutigen Völkerverschiebungsproblemen
gerecht zu werden. 

Die Ungeduld der Kantonsbehörden erklärt sich auch aus ihrer Befürchtung, dass sich
immer mehr Gemeinden in Anlehnung an das aargauische Brittnau weigern könnten,
Asylbewerber aufzunehmen. Obgleich das Bundesgericht in Beurteilung einer
Beschwerde der Zürcher Gemeinde Richterswil klar das Vorhandensein von
Rechtsgrundlagen bestätigte, die es einem Kanton erlauben, den Gemeinden
Asylbewerber zwangsweise zuzuweisen, und auch Bundespräsident Koller in der
Fragestunde der Wintersession noch einmal unterstrich, dass eine Verweigerung der
Aufnahme von Asylsuchenden eindeutig rechtswidrig wäre, drohten einzelne
Gemeinden oder ganze Gemeindeverbände, Bund und Kanton die Gefolgschaft
aufzukündigen. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 06.11.1990
MARIANNE BENTELI
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Um der Kritik der Kantone die Spitze zu nehmen, liess der Bundesrat durch das BFF ein
Aktionsprogramm 1991/92 ausarbeiten, welches er in seiner letzten Sitzung vor den
Sommerferien verabschiedete. Dabei machte er seine Absicht deutlich, die noch
ausstehenden Rechtsgrundlagen zu schaffen, damit nötigenfalls die Kantone ihre
Unterkünfte mit Mitteln des Zivilschutzes und der Armee errichten und betreiben
können und das Grenzwachtkorps allenfalls durch Formationen der Armee verstärkt
werde. Er bekräftigte auch erneut seinen Willen, unter anderem durch eine weniger
detaillierte Begründung der Abweisungsentscheide die durchschnittliche Dauer eines
Asylverfahrens auf maximal sechs Monate zu senken, und er verpflichtete die Kantone
darauf, das Arbeitsverbot auf sechs Monate auszudehnen, falls in den ersten drei
Monaten ein erstinstanzlicher Entscheid gefällt wurde, sowie die Wegweisungen
konsequent zu vollziehen. Zudem kündigte er an, regionale, von Bund und Kanton
gemeinsam betriebene Verfahrenszentren zur weiteren Verfahrensbeschleunigung
einrichten zu wollen. Die Kantone sollen inskünftig nicht nur die Befragungen
durchführen, sondern vermehrt auch die Entscheide vorbereiten. Auf die Schaffung
sogenannter Grosszentren für bis zu 500 Flüchtlingen wurde hingegen verzichtet, da
sich vor allem die welschen Kantone dagegen ausgesprochen hatten. 3

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 23.03.1991
MARIANNE BENTELI

Wie bereits in den vorangegangenen Jahren schoben sich der Bund und die Kantone
gegenseitig die Schuld für die wachsenden Probleme im Asylbereich zu. Die Kantone
kritisierten immer wieder, dass die Beamten des BFF zu wenig effizient arbeiteten und
die Entscheide zu lange hinauszögen. Der Bund – allen voran der Direktor des BFF –
warf den Kantonen seinerseits vor, bei den Erstbefragungen die Fristen (Befragung
innerhalb von 20 Tagen nach der Einreise) nicht einzuhalten und die Wegweisungen
nach einem negativen Entscheid nicht konsequent zu vollziehen. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.09.1991
MARIANNE BENTELI

Dennoch wuchs der Druck aus den Kantonen weiter. Im Anschluss an die Beratung des
Berichtes des Bundesrates zur Ausländer- und Asylpolitik behandelte der Ständerat
eine Standesinitiative des Kantons Zürich, welche eine jährliche Kontingentierung der
einreisenden Asylbewerber, eine Beschleunigung des Verfahrens und eine
unverzügliche Ausreise im Fall der Wegweisung sowie mehr entwicklungspolitische
Massnahmen in den Herkunftsländern verlangte. Unter Hinweis auf die internationalen
Konventionen lehnte der Rat den ersten Punkt der Initiative ab und schrieb die
restlichen Forderungen als erfüllt ab. Das Aargauer Parlament beschloss, eine noch
weiter reichende Standesinitiative einzureichen, welche Asylnotrecht,
Kontingentierung und sofortige Ausschaffung illegal Eingereister verlangt. Der Grosse
Rat des Kantons Luzern hiess ebenfalls eine Standesinitiative gut, welche aber deutlich
moderater ist; er wollte denn auch sein Begehren, welches unter anderem mehr
kantonale Kompetenzen bei der Erteilung von Härtefallbewilligungen fordert, als
deutliches menschliches Gegenzeichen zu jener des Kantons Aargau verstanden wissen.
Im Kanton Thurgau reichte die SVP eine Volksinitiative für eine Standesinitiative ein,
welche die Einführung einer Quotenregelung anstrebt. Hingegen wies der Solothurner
Kantonsrat mit deutlicher Mehrheit eine diesbezügliche Motion der Auto-Partei ab. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.10.1991
MARIANNE BENTELI

Die kantonalen Fürsorgedirektoren forderten den Bundesrat auf, den Asylbereich
unverzüglich von der in der Bundesverwaltung generell eingeführten zweiprozentigen
Kreditsperre auszunehmen. Die Sperre betreffe nämlich Zahlungen, auf welche die
Kantone von Gesetzes wegen Anspruch hätten; diese sei deshalb nichts anderes als eine
inakzeptable lineare Kürzung. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 08.08.1997
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat unternahm verschiedene Schritte, um im Asylbereich Einsparungen zu
erzielen. Insbesondere beharrte er auf der Absicht, die Bundespauschale, die den
Kantonen zur täglichen Betreuung fürsorgeabhängiger Asylsuchender zusteht, um rund
einen Fünftel auf 14.50 Fr. zu senken, die Pauschale für anerkannte Flüchtlinge
ungefähr im gleichen Umfang auf 20 Fr. zurückzunehmen und die einmalige
Verwaltungspauschale von 1200 Fr. um 200 Fr. zu verringern. Die diesbezügliche
Verordnung zum revidierten Asylgesetz ging Ende Januar in die Vernehmlassung. Die
Kantone meldeten gegen dieses Vorhaben geballten Widerstand an, da damit ein
beachtlicher Teil der Kosten im Asylbereich auf sie überwälzt werde. Als Affront
empfanden es viele Kantone, dass der Bund damit den Resultaten der gemeinsamen
Arbeitsgruppe „Finanzierung Asylwesen“ vorgriff. Dennoch wurde die Massnahme

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.10.1999
MARIANNE BENTELI
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gleichzeitig mit dem neuen Asylrecht per 1. Oktober in Kraft gesetzt. 7

Le 5 septembre 2018, le Conseil fédéral a ouvert une procédure de consultation sur les
modifications d'ordonnance nécessaires pour l'élaboration d'un Agenda Intégration
Suisse en faveur des personnes mineures non accompagnées dans le domaine de l'asile.
La question de l'indemnisation des cantons pour les coûts qui en résulteraient fait
également partie de la consultation. L'agenda vise à intégrer plus rapidement ces
personnes sur le marché du travail. Les lignes directrices de cet agenda ont été
approuvées au printemps 2018 par la Confédération et les Cantons. 8

ANDERES
DATUM: 05.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Passée devant la commission de la science, de l'éducation et de la culture (CSEC-CN)
du Conseil national, la motion visant à inciter les jeunes migrants arrivés tardivement
en Suisse à achever une formation du degré secondaire II n'a pas convaincu. La
majorité (14 voix) a choisi de la rejeter, arguant qu'un mélange des compétences de la
Confédération et des cantons n'était pas souhaitable, du moins pas avant la parution du
rapport commandité par la CDIP et le SEFRI. Ce rapport permettra de faire la lumière
sur les différents programmes d'intégration et les populations concernées. Une
minorité (9 voix) souhaitait tout de même accepter la motion, pour manifester leur
volonté d'avancer sur le dossier de l'intégration. 
Au Conseil national, le même rapport de force était à l’œuvre: 115 voix émanant de
l'UDC, du PLR et du PDC se sont opposées à la motion, contre les insuffisantes 67 voix
des autres partis. 9

MOTION
DATUM: 03.04.2019
SOPHIE GUIGNARD

Kinder- und Jugendpolitik

Soucieux d'améliorer l'exécution du nouveau droit de protection de l'enfant et de
l'adulte, le député Vitali (plr, LU) a, par le biais d'un postulat accepté en septembre
2016 par le Conseil national à 133 voix contre 46 avec 7 abstentions, demandé au
Conseil fédéral de rédiger un rapport recensant les bonnes pratiques dans le cadre de
la mise en œuvre du nouveau Code civil (CC). Il souhaite particulièrement que les
aspects concernant la répartition des coûts, des compétences et des prises de
décisions entre les communes et les cantons soient abordés, de même que les raisons
derrière les augmentations des coûts et du nombre de signalements de personnes en
danger aux autorités. 10

POSTULAT
DATUM: 27.09.2016
SOPHIE GUIGNARD
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